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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 3248 vom 11. Dezember 2019  
des Abgeordneten Gordan Dudas   SPD 
Drucksache 17/8235 
 
 
Auswirkungen der fehlenden Integrationspauschale auf kommunale Haushalte im Mär-
kischen Kreis  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage  
 
Der Bundestag hat vor einigen Wochen die Fortsetzung der Integrationspauschale für 2020 
und 2021 beschlossen. Für das Land Nordrhein-Westfalen bedeutet dies in 2020 insgesamt 
151 Millionen Euro, aber auch eine Kürzung gegenüber der bisherigen Summe. Die Landes-
regierung weigert sich allerdings, selbst diese geringeren Mittel an die Städte und Gemeinden 
weiterzugeben. Auch die Versuche der SPD-Landtagsfraktion, die Mittel durch einen Antrag 
im Zuge der Haushaltsberatungen für 2020 doch noch einzustellen, wurden leider durch die 
Koalitionsfraktionen und die AfD abgelehnt. 
 
Viele unserer Kommunen benötigen für ihre Haushaltsplanungen jegliche Unterstützung von 
Land und Bund, um einen gesetzeskonformen Haushalt vorzulegen. Nicht zuletzt HSK-Kom-
munen und Stärkungspaktkommunen stehen daher jetzt vor enormen Problemen durch die 
angesprochene Haltung der Landesregierung, die 151 Mio. Euro einzubehalten.  
 
Es ist mehr als verständlich, dass sich die Kommunen durch die Landesregierung im Stich 
gelassen fühlen. Ich selbst habe bereits von mehreren Kommunen aus meinem Heimatkreis 
Alarmsignale erhalten, dass sie nun kaum noch oder auch gar nicht mehr in der Lage sind, die 
Vorgaben aus dem Stärkungspakt umzusetzen. Alle Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
des Märkischen Kreises sowie der Landrat haben sich zwischenzeitlich gemeinsam an die 
Landesregierung gewandt, um auf die problematische Situation aufmerksam zu machen und 
setzen sich für eine Weiterleitung der Mittel an die Kommunen ein.  
 
 
Der Minister der Finanzen hat die Kleine Anfrage 3248 mit Schreiben vom 16. Januar 2020 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration und der Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung be-
antwortet.  
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1. Ist sich die Landesregierung der Auswirkungen ihrer Entscheidung für die kommu-
nalen Haushalte im Märkischen Kreis bewusst?  

 
Der Landesregierung ist die Finanzsituation der Kommunen im Märkischen Kreis bekannt. 
 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung die Situation von Stärkungspaktkommunen aus 

dem Märkischen Kreis, deren Haushalte nun durch diese Entscheidung in Schief-
lage geraten sind?  

 
3. Wie wird die Landesregierung damit umgehen, wenn Stärkungspaktkommunen nun 

durch den Wegfall der ursprünglich eingeplanten Mittel ihren Haushalt nicht mehr 
entsprechend der Vorgaben des Stärkungspaktgesetzes aufstellen können?  

 
4. Welche Unterstützung wird die Landesregierung leisten, um den Stärkungspakt-

kommunen im Märkischen Kreis dabei zu helfen, einen gesetzeskonformen Haus-
halt aufzustellen?  

 
Die Fragen 2 bis 4 werden zusammen beantwortet. 
 
Insgesamt fünf Kommunen des Märkischen Kreises nehmen am Stärkungspakt teil und wer-
den auch im Jahr 2020 seitens des Landes beim Haushaltsausgleich unterstützt. Hierbei han-
delt es sich um die Städte Altena, Halver, Menden und Werdohl sowie um die Gemeinde Nach-
rodt-Wiblingwerde. 
 
Im Jahr 2018 haben alle fünf am Stärkungspakt teilnehmenden Gemeinden des Märkischen 
Kreises ihren Haushalt in Plan und Rechnung ausgleichen können. Zudem konnten die Fort-
schreibungen der Haushaltssanierungspläne für das Jahr 2019 in allen genannten Kommunen 
genehmigt werden.  
 
Auch in Bezug auf das Jahr 2020 liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor, die einer 
Genehmigung der Haushaltssanierungspläne der Stärkungspaktkommunen entgegenstehen 
würden.  
 
 
5. Wie begründet die Landesregierung die Nicht-Weiterleitung der Bundesmittel ge-

genüber den Kommunen im Märkischen Kreis, die dadurch bei der Haushaltsauf-
stellung in arge Bedrängnis geraten?  

 
Der Bund hat das System seiner Beteiligung an den flüchtlingsbedingten Ausgaben mit dem 
Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen in 
den Jahren 2020 und 2021 vom 9. Dezember 2019 umgestellt und gewährt nunmehr eine 
Pauschale für flüchtlingsbezogene Zwecke.  
 
Der Bund beteiligt sich an den flüchtlingsbedingten Ausgaben des Landes in 2020 mit 334,8 
Mio. Euro. Hiervon entfallen auf die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge 75,6 Mio. Euro, 
auf die Aufnahme und Unterbringung der Asylbewerber („670-Euro-Monatspauschale“) 108 
Mio. Euro und auf die Pauschale für flüchtlingsbezogene Zwecke 151,2 Mio. Euro. Dem stehen 
Ausgaben des Landes in Höhe von rund 2,4 Mrd. Euro gegenüber, von denen rund 1,2 Mrd. 
Euro an die Kommunen fließen. Das Land leitet nahezu das 4-fache (rund 360 Prozent) der 
vom Bund erhaltenen Mittel an die Kommunen weiter.  
 


